VERFAHRENSVERMERKE

Aufstellungsbeschluss:

Der Verwaltungsausschuss/Rat der Gemeinde Bad Rothenfelde hat in seiner Sitzung am ................... die
Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 66 "Frankfurter Stral3e, Teil A" (vereinfachtes
Verfahren gem. §13 BauGB) beschlossen.

Der Aufstellungsbeschluss ist gem. § 2 Abs. 1 BauGB am .................... ortstiblich bekanntgemacht worden.

Bad Rothenfelde, den ............coovveveeeeieennnns

Blrgermeister

Friuhzeitige Beteiligung:
Die frihzeitige Beteiligung wurde vom Verwaltungsausschuss/Rat der Gemeinde Bad Rothenfelde in seiner

Sitzungam ............... beschlossen und hat gem. § 3 Abs. 1 BauGB in der Zeit vom .................... bis
.................... stattgefunden.

Ort und Dauer der friihzeitigen Offenlage wurden am ................... ortsuiblich bekannt gemacht.

Die Beteiligung der Behorden und der sonstigen Trager 6ffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB und der
Nachbargemeinden gem. § 2 Abs. 2 BauGB erfolgte mit Schreiben vom ................... Ihnen wurde Gelegenheit
zur Stellungnahme bis zum ................... gegeben.

Bad Rothenfelde, den ............coovviiviiiiiiinnnnnnen

Blrgermeister

Offenlage:

Der Verwaltungsausschuss/Rat der Gemeinde Bad Rothenfelde hat in seiner Sitzung am .................... die
Offenlage des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 66 "Frankfurter Stral3e, Teil A" mit der
Entwurfsbegriindung sowie die Beteiligung der Behdrden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange beschlossen.
Der Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 66 "Frankfurter StralRe, Teil A" hat mit der
Entwurfsbegriindung gem. § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom .................... bis .. offentlich ausgelegen.
Ort und Dauerder 6ffentlichen Auslegung wurden am .................... ortsuiblich bekanntgemacht

Die Beteiligung der Behorden und der sonstigen Trager 6ffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB und der
Nachbargemeinden gem. § 2 Abs. 2 BauGB erfolgte mit Schreiben vom ................... .

Ihnen wurde Gelegenheit zur Stellungnahme bis zum ................... gegeben.

Bad Rothenfelde, den ............cooviiiiiiiiiiinnnnnnen

Birgermeister

Satzungsbeschluss:
Nach Priifung der Anregungen und Bedenken hat der Rat der Gemeinde Bad Rothenfelde in seiner Sitzung am
.................... den Bebauungsplan Nr. 66 "Frankfurter Stral3e, Teil A" sowie die Begriindung beschlossen.

Bad Rothenfelde, den ............coevviivieiiiinnnnnnen

Blrgermeister

Ausfertigung:

Hiermit wird bestatigt, dass der Inhalt dieses Bebauungsplanes mit seinen Festsetzungen durch Zeichnung,
Farbe, Schrift und Text mit den hierzu ergangenen Beschliissen des jeweils zustdndigen gemeindlichen
Gremiums Ubereinstimmen und dass die fir die Rechtswirksamkeit malgebenden Verfahrensvorschriften
eingehalten worden sind.

Bad Rothenfelde, den ...........cooovvevveeeieennnns

Blrgermeister

Bekanntmachung:
Der Satzungsbeschlusses wurde gem. § 10 Abs. 3 BauGB am .................... ortsuiblich bekannt gemacht.

Bad Rothenfelde, den ............coovvevveeeieennnns

Blrgermeister

Verletzung von Vorschriften (§ 215 BauGB):
Innerhalb eines Jahres nach Inkraftireten des Bebauungsplans sind

- eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften beim Zustandekommen des Bebauungsplans,

- eine Verletzung von Vorschriften Uber das Verhalinis des Bebauungsplans und des Flachennutzungsplans
und

- beachtliche Mangel des Abwagungsvorganges

nicht geltend gemacht worden.

Blrgermeister

Bad Rothenfelde, den ...........ccoovvevveeeieennnns
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Planunterlage

Kartengrundlage: Liegenschaftskarte Gemarkung Bad Rothenfelde Flur 5

MaRstab: 1:500

"Quelle: Auszug aus den Geobasisdaten der Niedersachsischen Vermessungs- und
Katasterverwaltung" © Juli 2019
Herausgeber: Landesamt fiir Geoinformation und Landesvermessung

Niedersachsen (LGLN) Regionaldirektion Osnabriick-Meppen

Die Planunterlage entspricht dem Inhalt des Liegenschaftskatasters und weist die stadtebaulich bedeutsamen
baulichen Anlagen sowie Strallen, Wege und Platze vollstandig nach (Stand vom 18.07.2019).
Sie ist hinsichtlich der Darstellung der Grenzen und der baulichen Anlagen geometrisch einwandfrei.

Die Ubertragbarkeit der neu zu bildenden Grenzen in die Ortlichkeit ist einwandfrei méglich.

Geschéftsnachweis: L4-0572/2019 Osnabriick, ........ccccceeeennnnn.

Landesamt fiir Geoinformation . .
und Landesvermessung Niedersachsen Dienstsiegel

Regionaldirektion Osnabriick-Meppen
- Katasteramt Osnabrtick -

(Unterschrift)

1
H Hm
O

|
|
H H

:
E

0 O

H HH

HAWES FAG{@ RIS 43\

www.hawes-architekten.de

%EI]

1]

—

===

1|

[

95
> 06/(12)| FD
. 0 | /&\ [5Wo
n
Systemschnitt M. 1:200
GH10,20m
64
1,00, , 1,50 10,00 1.50 1.00 5105 , 250 10,00 250 N
| | 33
QT Staffelgeschoss ( T Staffelgeschoss F%
] | kung Bad Rothenfelde
3 Flur 007
8  — OG Ei :E OG |
EG EG “h "
KG / Tiefgarage KG / Tiefgarage wy
P

Systemschnitt, M 1:100

Haus A

Haus B

M. 1:500

PLANZEICHENERKLARUNG

gem. PlanzV 1990

1. Art der baulichen Nutzung

5Wo

Beschrankung der Zahl
der Wohnungen

2. Mal der baulichen Nutzung

(12

08

TH7,5m

GH10,20m

Geschossflachenzahl, als Hochstmalf}

Grundflachenzahl

Zahl der Vollgeschosse, als Hochstmaly

Traufhohe, als Hochstmalf}

Gebaudehohe, als Hochstmal

3. Bauweise, Baulinien, Baugrenzen
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offene Bauweise

Baugrenze

nur Einzelhduser zulassig

4. Sonstige Planzeichen

E:J Grenze des raumlichen Geltungsbereiches

TGa

Umgrenzung von Flachen fiir Nebenanlagen, Stellplatze,
Garagen und Gemeinschaftsanlagen, hier: Tiefgarage

5. Anforderungen an die Gestaltung

FD

Dachform: Flachdach

TEXTLICHE FESTSETZUNGEN

Erganzend zu den Festsetzungen in zeichnerischer Form sind textliche Festsetzungen vorgesehen und zwar

Planungsrechtliche Festsetzungen:

1.

Art der baulichen Nutzung (§ 12 Abs. 1 BauGB)

Innerhalb des Vorhaben- und ErschlieBungsplanes sind ausschlieRlich zulassig:

- zwei Wohngebaude mit jeweils maximal 5 Wohneinheiten,

- Tiefgarage,

- Stellplatze mit Zufahrten.

Dariiber hinaus sind Nebenanlagen i.S.d. § 14 BauNVO zulassig soweit sich ihr Bedarf aus der zuldssigen
Nutzung ableitet.

Uberbaubare Grundstiicksflache (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i. V. m § 23 BauNVO)

Die Uberbaubaren Flachen sind entsprechend der Planzeichnung durch Baugrenzen festgesetzt. Die
Baugrenzen diirfen durch Balkone, Uberdachungen und Terrassen um bis zu 2,00 m {iberschritten werden,
sofern ihre jeweilige Breite nicht mehr als 8,0 m betragt.

Bauweise (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i. V. m. § 22 BauNVO)
Es ist eine offene Bauweise festgesetzt.
Es sind nur Einzelhduser zulassig.

Hohe baulicher Anlagen (§ 16 Abs. 2 Nr. 4 i.V.m. § 18 BauNVO)
Die max. zulassige Gebaudehohe (GH) / Traufhohe (TH) wird relativ zur Hohe der nachst gelegenen
Verkehrsflache (Frankfurter Stral3e) festgesetzt.

Die Traufhéhe (TH) ermittelt sich als Abstand zwischen dem Schnittpunkt der aulReren Wandhaut mit der
Oberkante der Dacheindeckung (bei Flachdachern OK Attika / Schnittpunkt AuRenwand) und der Hohe der
angrenzenden jeweiligen ErschlieBungsstral’e (StraBenmitte) an der das Grundstlick erschlieffenden Seite in
der Grundstiicksmitte.

Die maximale Traufhdhe (TH) betragt 7,5 m.
Die Festsetzungen zur Traufhéhe gelten nicht fir Dachaufbauten, Gauben, Zwerchhauser sowie Nebenanlagen.

Die Gebadudehohe (GH) ermittelt sich aus dem Abstand zwischen den obersten Gebaudeabschlusses (Attika/
Schnittpunkt Auflenwand/ Dachhaut) und der HOhe der angrenzenden jeweiligen ErschlieBungsstralie
(StraRenmitte) an der das Grundstlick erschlieBenden Seite in der Grundstiicksmitte.

Die maximale Gebaudehdhe (GH) betragt 10,2 m.

Pflanzgebote (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB)

Im Plangebiet erfolgen Gehdlzpflanzungen nach folgenden Mafigaben:

a) Grundstiicksbegriinung

Je angefangene 750 m? Grundstiicksflache ist mindestens ein standortgerechter Laubbaum oder ein Obstbaum
als Hochstamm oder Halbstamm zu pflanzen.

Die Baume sind dauerhaft zu pflegen und zu erhalten, Ausfdlle sind umgehend in der nachstmdglichen
Pflanzperiode gleichwertig zu ersetzen.

b) Stellplatzbegriinung

Oberirdische PKW-Stellplatze mit finf oder mehr Einstellplatzen sind je angefangene funf Stellplatze mit einem
hochstammigen Laubbaum gleichmaRig zu bepflanzen.

Die Baume sind nach den anerkannten Regeln der Technik zu pflanzen. Hierbei ist ein aus-

reichend dimensionierter Wurzelraum von mindestens 12 m® zu gewabhrleisten. Die Baumscheiben sind mit einer
offenen Vegetationsflache von jeweils mindestens 6 m? herzustellen. Die Baumscheiben sind gegen
Uberfahrung zu schiitzen.

Die Baume sind dauerhaft zu pflegen und zu erhalten, Ausfdlle sind umgehend in der nachstmdglichen
Pflanzperiode gleichartig zu ersetzen.

Alternativ besteht die Mdglichkeit einer begrinten Stellplatziiberdachung. Die Stellplatziiberdachungen sind
offen, d. h. ohne Seitenwande anzulegen. Die Dacher sind dauerhaft und flachendeckend extensiv zu begrinen.
Die Dachbegriinung ist mit einem Aufbau von mindestens 10 cm durchwurzelbarer Substratstéarke und unter
Verwendung geeigneter Graser und Wildkrauter anzulegen. Bei der Bemessung der zu pflanzenden
Stellplatzbdume sind die begriinten Uberdachten Stellplatze nicht einzurechnen.

c) Flache zum Anpflanzen von Baumen, Strauchern und sonstigen Bepflanzungen

Entlang der westlichen Grundstiicksgrenze ist eine Schnitthecke aus Hainbuche (Carpinus betulus) anzulegen
und dauerhaft zu pflegen und zu erhalten. Ausfalle sind zum nachstmoglichen Zeitpunkt zu ersetzen. Die Hecke
hat eine Endhohe von mindestens 2,0 m.

d) Dachbegriinung

Es sind alle Dacher der Hauptgebaude mit Flachdach beziehungsweise einer Dachneigung < 15°
flachendeckend extensiv zu begrunen.

Von der Bepflanzung ausgenommen sind Teilflachen mit technischen Einrichtungen, begehbare Terrassen,
Dachterrassen, verglaste Flachen beziehungsweise Belichtungsflachen und technische Aufbauten, soweit sie
gemal anderen Festsetzungen auf diesen Flachen zulassig sind. Diese Ausnahme von der Verpflichtung zur
Bepflanzung gilt nicht fur aufgestanderte Anlagen zur regenerativen Energiegewinnung.

Aufgestanderte Anlagen zur regenerativen Energiegewinnung sind auf Dachflachen lediglich in Kombination mit
einer Dachbegriinung zulassig

Die Dachbegrinung von Hauptgebduden ist mit einem Aufbau von mindestens 12 cm durchwurzelbarer
Substratstarke und unter vorwiegender Verwendung geeigneter heimischer Graser und Wildkrauter
(Flachenanteil mindestens 80 %) anzulegen. Die Dachbegrlinung ist dauerhaft zu erhalten und zu pflegen.

Die nicht Uberbauten Teile beziehungsweise Dacher von Tiefgaragen mit Ausnahme von Zuwegungen und
Terrassenbereichen sind dauerhaft intensiv zu begriinen. Die Mindestsubstratdicke hat 0,4 m zu betragen.

MaBnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft, hier:
Artenschutz (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB i.V.m. § 1a Abs. 3 BauGB und § 44 BNatSchG)

Fir die AuRenbeleuchtung sind nur Leuchtmittel mit einer Hauptintensitat des Spektralbereiches tber 500 nm zu
verwenden (z.B. Natriumdampflampen, LED-Leuchten mit Farbton im insektenfreundlichen Spektralbereich). Es
sind geschlossene Lampenkoérper mit Abblendungen nach oben und zur Seite zu verwenden. Die Lampen sind
bedarfsgerecht und moglichst niedrig aufzustellen, die Beleuchtungsdauer ist auf das notwendige MalR zu
begrenzen.

ORTLICHE BAUVORSCHRIFTEN

gem. § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 84 Abs. 3 NBauO

Fur den Geltungsbereich gelten folgende Festsetzungen:

1.

Dachausbildung/ -gestaltung (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 84 Abs. 3 Nr. 1 NBauO)

a) Dachform

Es sind nur Flachdacher zulassig.

Untergeordnete Gebaudeteile, Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO und bauliche Anlagen gemaR} § 23
Abs. 5 S. 2 BauNVO sowie Garagen und Uberdachte Stellplatze sind von dieser Regelung ausgenommen.

HINWEISE / EMPFEHLUNGEN

1.

2.

3.

10.

1.

12.

Es gilt die BauNVO in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBI. | S. 3786), die durch
Artikel 2 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBI | S. 1802) geandert worden ist.

Die der Planung zugrundeliegenden Vorschriften (Gesetze, Verordnungen, Erlasse, DIN-Vorschriften und
VDI-Richtlinien) kénnen bei der Gemeinde Bad Rothenfelde, Bauabteilung, Dachgeschoss, Zimmer 20, wahrend
der Offnungszeiten der Gemeindeverwaltung (montags bis freitags von 8.30 Uhr bis 12.00 Uhr, montags von
15.00 Uhr bis 17.00 Uhr sowie donnerstags von 15.00 Uhr bis 17.30 Uhr) Frankfurter Strafle Nr. 3, 49214 Bad
Rothenfelde eingesehen werden.

Bodenfunde:

Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder friihgeschichtliche Bodenfunde (das kdnnen u. a. sein:
TongefalRscherben, Holzkohleansammlungen, Schlacken sowie auffilige Bodenverfarbungen und
Steinkonzentrationen, auch geringe Spuren solcher Funde) gemacht werden oder Denkmale der Erdgeschichte
(hier: Uberreste oder Spuren - z. B. Versteinerungen -, die Aufschluss (ber die Entwicklung tierischen oder
pflanzlichen Lebens in vergangenen Erdperioden oder die Entwicklung der Erde geben) freigelegt werden, sind
diese gemal § 14 Abs. 1 des Niedersachsischen Denkmalschutzgesetzes (NDSchG) meldepflichtig und missen
der Denkmalbehorde des Landkreises Osnabriick (Stadt- und Kreisarchdologie im Osnabriicker Land, Lotter
StralRe 2, 49078 Osnabruick, Tel. 0541/323-2277 oder -4433) unverzlglich gemeldet werden. Meldepflichtig ist
der Finder, der Leiter der Arbeiten oder der Unternehmer. Bodenfunde und Fundstellen sind nach § 14 Abs. 2
des NDSchG bis zum Ablauf von vier Werktagen nach der Anzeige unverandert zu lassen bzw. fiir ihren Schutz
ist Sorge zu tragen, wenn nicht die Denkmalschutzbehdrde vorher die Fortsetzung der Arbeiten gestattet.

Altablagerungen:

Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten Hinweise auf Altablagerungen gefunden werden, ist
unverzuglich die Untere Abfallbehérde (Landkreis Osnabriick) zu benachrichtigen.

Kampfmittel:

Bei der Durchfiihrung aller bodeneingreifenden Bauarbeiten ist Vorsicht geboten, da es keine Garantie dafir
gibt, dass das Gelande frei ist von Kampfmittel. Weist bei Durchfiihrung von Bauarbeiten der Erdaushub auf
auflergewodhnliche Verfarbungen hin oder werden verdachtige Gegenstande beobachtet, sind die Arbeiten sofort
einzustellen und der Kampfmittelrdumdienst durch die Ordnungsbehdrde der Polizei zu verstandigen.

Heilquellenschutzgebiet:

Das Plangebiet liegt in der Schutzzone | des Heilquellenschutzgebiets Bad Rothenfelde. Die entsprechende
Schutzgebietsverordnungen sind zu beachten. Zum Heilquellenschutzgebiet ist der gemeinsame Beschluss des
Regierungsprasidenten in Osnabriick und des Oberbergamts in Clausthal-Zellerfeld Uber die Festsetzung der
Schutzbezirke fir die Solequellen in Bad Rothenfelde vom 07.04.1959/ 05.05.1959 zu beachten. Gemal der
Anderungsverordnung vom 19.06.1990 zur oben genannten Verordnung diirfen die dort aufgefiihrten Arbeiten
nur mit vorheriger Zustimmung des Landkreises Osnabriick -Untere Wasserbehdrde -vorgenommen werden.
Nach der oben genannten Verordnung sind z.B. Bohrungen und Ausgrabungen von einer Tiefe von mehr als
2,0 m und die Anlage von Versicherungsanlagen nur mit vorheriger Genehmigung zulassig.

Ver- und Entsorgungsleitungen:

Die im Plangebiet vorhandenen Leitungen und Anlagen sind in ihrem Bestand grds. zu erhalten und dirfen
weder beschadigt, Gberbaut, Uberpflanzt und anderweitig gefahrdet werden. Sollten die Notwendigkeit einer
Anpassung bestehen, wie z.B. Anderung, Beseitigung Neuherstellung, sind die gesetzlichen Vorgaben und die
anerkannten Regeln der Technik zu beachten. Hinsichtlich der weiteren Planung und Ausflhrung ist eine
frihzeitige Beteiligung und Abstimmung mit den Ver- und Entsorgungstragern erforderlich.

Hinweise zu artenschutzrechtlichen Erfordernissen:

Sollte es zu einer Fallung von im Gebiet vorhandenen Baumen kommen, wird zur Vermeidung
artenschutzrechtlicher VerstdRe auf die Vorgaben des § 39 Abs. 5 BNatSchG verwiesen.

Im Sinne des besonderen Artenschutzes gemall § 44 BNatSchG ist vor Fall- oder SchnittmaRnahmen
sicherzustellen, dass das Gehdlz nicht als Brut- oder Lebensstatte fur Vogel oder Fledermause dient. Sollte eine
entsprechende Funktion gegeben sein, ist umgehend ein Benehmen mit der Unteren Naturschutzbehérde
herzustellen.

Im Vorfeld moéglicher Gebaudeabrisse oder Sanierungen ist durch einen Fachgutachter sicherzustellen, dass
keine geschitzten Tierarten wie gebadudebewohnende Vogel- und Fledermausarten durch das Vorhaben in
Mitleidenschaft gezogen werden. Im Falle einer Besiedlung oder eines Auffindens von Fortpflanzungs- oder
Ruhestatten sind in Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbehdrde erforderliche MafRnahmen wie z.B.
Festlegung von Abbruchzeiten, Umsiedlung, Schaffung von Ersatzquartieren festzulegen. Wenn die erfolgreiche
Durchfiihrung von Vermeidungsmafinahmen auch nach fachlicher Beratung nicht mdglich erscheint, ist zu
prufen, ob eine artenschutzrechtliche Ausnahme nach § 45 BNatSchG oder eine Befreiung nach § 67 BNatSchG
erteilt werden kann.

Folgende Vorgaben fur eine mdglichst zielgerichtete und fledermaus-/insektenfreundliche Beleuchtung sollten
beachtet werden: Fur die AufBenbeleuchtung sollten nur Leuchtmittel mit einer Hauptintensitat des
Spektralbereiches uber 500 nm (z.B. Natriumdampflampen, LED-Leuchten mit Farbton im insektenfreundlichen
Spektralbereich) und geschlossenen Lampen-kérpern mit Abblendungen nach oben und zur Seite verwendet
werden. Die Lampen sollten bedarfsgerecht und maoglichst niedrig aufgestellt und die Beleuchtungsdauer auf
das not-wendige Mal} begrenzt werden.

Es wird empfohlen, die Freiflachen der Wohngrundstiicke (Hausgarten/Hofbereiche) in mdglichst naturnaher
Weise und unter Verwendung heimischer Blihpflanzen, Stauden und Gehdlze anzulegen, um so die
Leistungsfahigkeit des Naturhaushalts und die 6kologischen Funktionen im Plangebiet zu férdern und das
Ortsbild entsprechend der historisch gepragten Umgebung zu pragen.

Durch baubedingte Versiegelung der Oberflaiche wird die Regenerierung des Grundwasservorkommens
eingeschrankt. Es wird empfohlen, dass die Zufahrten und Stellplatze weitgehend mit wasserdurchlassigen
Materialien wie versickerungsfahigen Betonpflastersystemen (Splittfuge, Rasenfuge), Rasengittersteinen oder
wassergebundener Decke befestigt werden.

Zur Erzeugung von elektrischem Strom werden im Geltungsbereich photovoltaische Sonnenkollektoren auf der
Dachflache von Gebauden und sonstiger baulicher Anlagen wie Carports, oberirdische Garagen sowie
Nebengebaude empfohlen.

Es wird empfohlen, dass auf den Dachflachen anfallende Regenwasser in Zisternen zu sammeln und das
Niederschlagswasser als Brauchwasser oder zur Gartenbewasserung zu verwenden. Zur Ableitung von
Starkregen koénnten die Anlagen durch einen Uberlauf an das ortliche Entwésserungssystem angeschlossen
werden.
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Vorhabenbezogener
Bebauungsplan Nr. 66

"Frankfurter Strae, Teil A"

Verfahren gem. § 12 BauGB
im beschleunigten Verfahren gem. §13a BauGB

- Satzung -

Planverfasser: MaRstab: 1: 500

O Ingenieure + Planer
Infrastruktur und Stadtentwicklung
GmbH & Co. KG
‘ Osnabriick 0541 94003-0 | Bersenbriick 05439 6093-0
© www.ibtweb.de

N:\Projekte\202 Bad Rothenfelde\068 S Frankfurter Str\11 Grafik\03 Landcad\Teil A\06-BP66-TeilA-PLAN-a.dwg

Projekt-Nr.: 202.068

bearb.: Mi/KH geprift: ...

Osnabriick, den 30.08.2022




	Pläne und Ansichten
	Plot


